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‘ Das Bergamt Südbayern erlässt folgenden 

Bescheid:  

Der Hauptbetriebsplan „Herrichtung des Bohrplatzes und Durchführung der 

Bohrarbeiten Geiselbullach GT1 und GTZ“ der Amperland Thermalwärme 

GmbH, Olching (Antragstellerin) wird gemäß 55 54, 55 und 56 Bundesberg- 

gesetz (BBergG) nach Maßgabe der unter Ziffer III. A. des Bescheids aufge- 

führten Nebenbestimmungen zugelassen. 
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24 Die Zulassung wird befristet erteilt bis zum 30.06.2027. 

Die Zulassung gilt nur im Zusammenhang mit einer gültigen bergrechtlichen Erlaubnis zur 

Aufsuchung von Erdwärme für gewerbliche Zwecke. 

. Der Amperland Thermalwärme GmbH wird nach Maßgabe der Ziffer MLB. dieses Bescheids 

die stets widerrufliche beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis nach 55 8 und 10 Abs. 1 Was- 

serhaushaltsgesetz (WHG) i.V.m. Art. 15Abs. 1 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) für das 

Einbringen von Stoffen in den Untergrund im Zuge des Niederbringens der Bohrungen Gei— ‚ 

selbullach GT1 und GTZ erteilt. 

l l .Unter lagen 

Die Zulassung umfasst folgende Unterlagen. Soweit Auflagen und Bedingungen dieses Be- 

scheids die Antragsühterlageh modifizieren, werden diese nur in abgeänderter Form Gegenstand 

der Zulassung. 

- Antrag vom Oktober 2024 bestehend aus 37 Seiten Text mit folgenden Anlagen: 

- Nachtrag vom 19.03.2025 

Anlage 1: 

Anlage 2: 

Anlage 3a: 

Anlage 3b: 

Anlage 30: 

Anlage 3d: 

Anlage 6a: 

Anlage 6b: 

Anlage 60: 

Anlage 6d: 

Anlage 6e: 

Anlage 7a: 

Anlage 7b: 

Anlage 9: 

Anlage 12: 

Anlage 13: 

Anlage 14: 

Übersichtslageplan (G.E.O.S.) 

' Detaillageplan (G.E.O.S.) 
Bohrlochbild Geiselbullach GT1 (G.E.O.S.) 

Bohrlochbild Geiselbullach GTZ (G.E.O.S.) 

' Bohrlochbild mit Contingency-Liner GT1 (G.E.O.S.) 

Bohrlochbild mit Contingency-Liner GTZ (G.E.O.S.) 

Bericht zur Errichtung des Bohrplatzes (SH-ING) 
Bohrplatzplanung ÜberSicht (SH-ING) 

Bohrplatzplanung mit Entwässerung (SH-ING) 

Bohrplatzplanung Längs- und Querschnitt (SH-ING) 

Bohrplatzplanung Querschnitt Bahnstromleitung (SH-ING) 

Hydrogeologis.ches Gutachten (Crystal Geotechnik) ' 

Baugrundgutachten (Crystal Geotechnik) ' 

Artenschutzrechtlicher Fachbeitragl (PAN) 

Gutachten AWSV (bap, Lutz) 

Schalltechnische Stellungnahme (TÜV Süd) 

Basisseismologisches Gutachten — Geothermieprojekt 
„Geiselbullach“ Kategorisierung und Empfehlungen nach „GRID“ 

. FFH-Verträglichkeitsabschätzung (SPS Energie) 
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| | | .Nebenbest immungen 

Die Betriebsplanzulassung ergeht unter folgenden Nebenbestimmungen: 

A. Herrichtung Bbhrplatz und Abteufen der Bohrungen 

A.1. Vor Beginn der Arbeiten 

A.1.1. Sicherheitsleistun emäß 56 Abs. 2 88er G 

Dem Bergamt Südbayern ist vor Beginn der Arbeiten eine Sicherheitsleistung nachzuwei- 

sen, die geeignet ist, eine Wiedernutzbarmachung der Oberfläche in dem nach den Um- 

ständen gebotenen' Ausmaß im Sinne von 5 55 Abs. 1 Nr. 7 BBergG zum Zeitpunkt der 

Einstellung des Betriebs durchzuführen. Die Höhe der Sicherheitsleistung richtet sich nach 

den durch die Unternehmerin ermittelten Kosten für die Verfüllung der Bohrungen und den 

Rückbau des Platzes. Die Kostenermittlung ist dem Bergamt vor dem Nachweis der Si- 

cherheitsleistung zur Plausibilitätsprüfung vorzulegen. 

. Seismisches Monitoring 

Vor Beginn der Arbeiten sind zur Übewvachung von fluidinduzierten mikroseismiSchen Ak- 

tivitäten im Umfeld der Anlage in Abstimmung mit dem „Erdbebendienst Bayern“ eine oder 
mehrere Messstelle(n) zu installieren und in das bestehende Messnetz einzubinden. Die 
Inbetriebnahme der Messstellen ist dem „Erdbebendienst Bayern“ anzuzeigen. 

Bei der Ausgestaltung der Messstellen sind die „Empfehlungen zur Übemachung indu- 
zierter Seismizität — Positionspapier des FKPE e.V.“ zu berücksichtigen. Die Messdaten- 
sind digital aufzuzeichnen und die gewonnenen Ergebnisse in einem gemeinsamen Jah- 
resbericht aller Messstellenbetreiber vorzulegen: 

Bei registrierten seismischen Ereignissen (>2,0) sind das Bergamt-Südbayern und der 
„Erdbebendienst Bayern“ umgehend schriftlich in Kenntnis zu setzen und ggf. ist das 

. Messnetz zur Lokalisierung zu erweitern. 

. Der Beginn der Arbeiten ist dem Bergamt Südbayern (ber amt re -ob.ba erh.de) 14 
Tage vor Baubeginn anzuzeigen. 

Allgemeine Bestimmungen 

Das Vorhaben ist entsprechend den vorgelegtenBetriebsplanunterlagen durchzuführen. 
Änderungen oder Abweichungen von Betriebsplaninhalt sind dem Bergamt rechtzeitig 
vorher anzuzeigen und ggf. durch dieses zu gengéhmien. 

. Es ist ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokument (SGD) zu erstellen, zu pflegen 
. und im Betrieb zurjederzeitigen Einsichtnahme des Bergamtes bereitzuhalten 

(55 2, 3 ABBergV). Bei Arbeiten mit erheblichen Gefahren sind zusätzliche Vorkehrungen 

und Schutzmaßnahmen zu ergreifen(ää 10, 11 ABBergV). ‘ 
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A.2.3. Mit der örtlichen Feuerwehr ist rechtzeitig vor Errichtung der Bohranlage eine Abstimmung 
über alle Details vorzunehmen, die für die Durchführung eventueller Lösch- und Ret- 

tungsarbeiten von Belang sind. 

. Die Betriebsanlagen sind gegen unbefugtes Betreten zu sichern. Eine der BayBergV ent- 
sprechende Beschilderung ist vorzusehen. Die im Bauzaun vorgesehenen Fluchttüren 

müssen vom Bohrplatz aus jederzeit zu öffnen sein. Die Fluchtwege sind zu kennzeich- 
nen. 

. Die Herstellung des Bohrplatzes und die zu diesem Zweck notwendigen Arbeiten sind von 

einer verantwortlichen Person im Sinne der 5558 ff. BBergG fortlaufend zu begleiten. 

. Bei der Durchführung der Bauarbeiten ist Vorsorge zu treffen, dass durch den Betrieb von 

Baufahrzeugen oder sonstigen Geräten keine Flächen über die dargestellte Betriebsfläche 

hinaus beschädigt, zerstört, abgegraben oder in sonstiger Form beeinträchtigt werden. 

Der Baustellenverkehr ist über öffentliche, schwerlastfähige Straßen zu führen. 

Über die spätere Gestaltung des Bohrplatzes (Verkleinerung für den Förderbetrieb oder 

Rückbau bei Nichtfündigkeit) ist dem Bergamt nach Abschluss der Bohr- und Testarbeiten 

ein Sonderbetriebsplan vorzulegen. ' 

Herrichtung des Bohrplatzes 

Der Ausgangszustand des Geländes ist vor Baubeginn nach Lage und Höhe exakt ein- 

zumes'sen und ein Lageplan (Maßstab 1:500) zu erstellen. 

. Die Bauarbeiten zur Herrichtung des Bohrplatzes dürfen nur an Werktagen in der Zeit 

zwischen 7.00 und 20.00 Uhr durchgeführt werden. Zur Begrenzung der Lärmemissionen 

durch die Bauarbeiten sind die Bestimmungen der 32. B|MSChV - Geräte- und Maschinen- 

lärmschutzverordhung heranzuziehen. 

. Die Fläche der Baustelle für den Bohrplatz ist vom übrigen Werksgelände der GfA wirk- 

sam abzugrenzen. 

. Es sind nur Baumaschinen und —geräte einzusetzen, die den gesetzlichen Wartungsvor- 

schriften entsprechen, um Boden- und Wasserverunreinigungen mit Treibstoffen und 

Schmiermitteln zu vermeiden, und es hat eine regelmäßige Wartung und Kontrolle der _ 

Maschinen zu erfolgen. 

. Die Statik für die Errichtung der Fundamente und Gründung der zum Einsatz kommenden 

Bohranlage ist durch einen vom Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, Landes- ‚ 

entwicklung und Energie anerkannten Prüfstatiker prüfen zu lassen (538 BayBergV). Der 

Statiker hat die Arbeiten zu begleiten und nach Abschluss schriftlich zu bestätigen, dass 

die Ausführung entsprechend seiner Vorgaben erfolgte. 
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. Bei der Errichtung der Fundamente ist die Beschaffenheit und Tragfähigkeit des Bau- 

grunds zu prüfen, so dass die der statischen Berechnung zugrundeliegende Bodenpres- 

sung mit Sicherheit aufgenommen werden kann. (Das Ergebnis ist dem Bergamt auf Ver- 
lange vorzulegen.) 

. Sollten während der Platzbauarbeiten Bodenverunreinigungenyangetroffen werden, ist 

unverzüglich das Bergamt zu verständigen und das weitere Vorgehen abzustimmen. 

. Der innere BereiCh und sämtliche Fugen des Bohrplatzes sind dicht und medienbeständig 

herzustellen. Leitungsdurchstiche durch die Asphaltfläche des inneren Bereichs sind me- 
dien- und säurebeständig abzudichten. 

. Der innere Bereich ist vom äußeren Bereich so zu trennen, dass durch eine umlaufende 

Aufkantung die Wässer des inneren Bereiches zurückgehalten werden und ein Überlaufen 

kontaminierter Flüssigkeiten in den Umfahrungsbereich ausgeschlossen ist; Die Trennung 
zwischen innerem und äußerem Bereich muss so ausgeführt werden, dass Sie nicht durch 

das Überfahren von Fahrzeugen (z.B. Staplerverkehr) zerstört werden kann. Beschädi- 

gungen während des Betriebs sind unverzüglich auszubessern. 

A.3.10. Die Kontroll- und Spülschächte sind außerhalb von Ex-Zonen zu errichten. Sie dürfen 
durch die Bohranlage nicht überbaut werden. ' 

A.3.1 1 . Die Standrohre der Bohrungen sind (vor Errichtung des Bohrkellers) bis in eine Tiefe von 

mind. 45 rn u. GOK abzuteufen. Sie sind so einzubauen, dass sie dicht in einen standfes- 

ten, abdichtenden Horizont der Südlichen Vollschotter-Abfolge (Obere Süßwassermolas- . ' 
se) einbinden. Dabei ist sicherzustellen, dass keine Verbindung zwischen den Grundwas- 
serhorizonten erzeugt wird. Die Dichtigkeit der Zementation ist nachzuweisen. Das Unter- 
spülen der Fundamente ist durchdie Anbindung derselben an die Bohrkellerkonstruktion 
auszuschließen. 

' A.3.12. Die Abwasserleitungen und die Sammelbehälter sind entsprechend ihrer Beanspruchung 
medienbeständig herzustellen und auf ihre Dichtheit nach DIN 1610 zu überprüfen. Die 
Prüfprotokolle hierzu sind dem Bergamt bei‘dem gemeinsamen Termin (siehe Pkt. A.3.16) 
vorzulegen. 

A.3.13. Die Lagerung wassergefährdender Stoffe, insbesondere von Treibstoffen und Ölen, auf 

dem Gelände zum Bau des Bohrplatzes ist verboten. Während des Platzbaus darf der Un- 
tergrund nicht durch Treibstoffe und Öle von Baumaschinen, Fahrzeugen usw. oder durch 
sonstige wässergefährdende Stoffe verünreinigt werden. Bei Unfällen mit wassergefähr- _ 
de'nden Stoffen ist das Bergamt Südbayern unverzüglich zu verständigen. 
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A.3.14.Vor Inbetriebnahme des Bohrplatzes ist die Umsetzung der vom Sachverständigen nach 
AWSV im Gutachten (Anlage 12 des Antrags) geforderten Maßnahmen nachzuweisen 

bzw. bestätigen zu lassen. 

A.3.15. Der Pötentialausgleich ist von einer sachkundigen Person nach Fertigstellung des Bohr- 

platzes prüfen zu lassen. Die Prüfbestätigung ist dem Bergamt bei dem gemeinsamen 

- Termin (Pkt. A.3.16) des Bohrplatzes vorzulegen.“ 

A.3.16. Nach Fedig$tellung der Baumaßnahme und vor Aufbau‘einer Bohranlage ist eine gemein— 

same Befahrung mit Vertretern der Amper/and Thermalwärme GmbH als dem Betreiber, 

dem Bohrunternehmer und dem Bergamt Südbayern durchzuführen. 

Naturschutzrechtliche Belange 

Der angrenzende Gehölzbestand, entlang der nordwestlichen und nordöstlichen Bauge- 

bietsgrenze, darf durch die Baumaßnahmen nicht geschädigt werden. Zum Schutz der 

Bäume sind ortsfeste (verankert im Untergrund) Bauzäune außerhalb des Kronentraufbe- 

reiches zuzüglich eines Abstandes von 1,5 m aufzustellen. Die Söhutzmaßnahmé ist vor 
Beginn der Bauarbeiten nachzuweisen (z.B. mittels Fotos). 

. Das Befahren des Wurzelbéreichs der Gehölze, Ablagerungen, Aufschüttungen o.ä. sind 

zu unterlassen. Die DIN 18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von 

Bäumen, Pflanzbeständén und_Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" ist anzuwendeh. 

. . Baustelleneinrichtungsflächen sind ausschließlich außerhalb der Vegetationsbestände 

anzulegen. 

. Falls es während der Bau-, Bohr-‚ und Betriebsphase zu, bis zum jetzigen Zéitpunkt nicht 

absehbaren, negativen Auswirkungen auf Natur und Landschaft kommt, sind die Arbeiten 

dahingehend unverzüglich einzustellen und die Zuständige Aufsichtsbehörde ist darüber 

am selben Tag “per B-Mail zu informieren. ' 

Niederschlagswasser und Abwasserbeseitigung 

Vor lnbetriebnahme des Bohrplatzes ist dem Bergamt der Nachweis vorzulegen‚ dass die 

— Einleitung des Niederschlagswassers aus dem Bohrplatz und der sonstigen Abwässer in 

den Abwasserkanal gewährleistet ist oder deren ordnungsgemäße Entsorgung sicherge- 
stellt ist. ’ 

' . Die abgesetzten Feststoffe im Sammelbecken (Bohrkeller) des inneren Bereichs und ggf. 

angesammelte Léichtflüssigkeiten sind von einer zertifizierten Fachfirma gesondert zu 

entsorgen. Die Nachweise hierzu sind aufzubewahren und den beteiligten Behörden auf 

‘ Verlangen vorzulegen. 
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Bohranlage I Bohren 

Das Abteufen der 2 Bohrungen „Geiselbullach GT1 und GTZ“ ist mit diesem Bescheid ge- 

nehmigt. Die technischen Details für die Bauausführung des Bohrplatzes, die Aufstellung 

und den Betrieb der Bohranlage sowie das Bohrprogrammv sind in einem rechtzeitig vorzu- 

legenden Sonderbetriebsplan zu erläutern. 

. Der „Sonderbetriebsplah für die Aufstellung und den Betrieb der Bohranlage“ muss min- 

destens folgende Unterlagen enthalten: ' 

. PrüfberiCht des anerkannten Sachverständigen (539 BayBergV) über die Untersu- 
chung der Bohranlage (Tragwerk und maschinentechnische Einrichtung) 
Namhaftmachung der verantwortlichen Personen 
Aktueller Aufstellungsplan (mit Umsturzbereich etc.) ' 
Fluchtwegeplan mit Erste-Hilfe-Einrichtungen 

Alarm-, Brand- ‚Gas- und Ex-Schutzplan 
Geologisches Arbeits-l Bohrprogramm (Bohrungsstammdatehblatt) 
Liste der eingesetzten Spülungs- und Zementatidnsstoffe 
Angaben zum Bohrlochausbau 
Angaben zur eingesetzten Bohrlochabsperreinrichtung (Schließenläge, BOP etc.) 
Entsorgungskohzept ‚ 
Nachweis der ausreichenden Brauchwasserversorgung für die Bohr- und Testarbeiten 

. In jeder Betriebssituation, auch beim Auf- und Abbau, müssen die Réttungswege, auch für 

Fahrzeuge, jederzeit freigehalten werden. Die Umfahrung der Bohranlage müss stets ge- 

währleistet sein. Eine Notbeleuchtung ist in Sicherheitsbereichen zu installieren (2. B. 

Bohrkeller, Treppen, Fahrstand usw). Die Bohranlage ist so zu errichten, dass- von je- 
dem Arbeitsplatz aus - verunglücktes Personal mittels Rettungstrage über genügend brei- 
te Fluchtwege gerettet und labtransportiert werden kann. 

. Rohrtouren müssen der WEG-Richtlinie „Futterrohrberechnung“ (Stand 06/06) entspre- 
chen und die dort festgelegten Kriterien für Axial-, Kollaps- und Burstbelastungen erfüllen. 

. Die Ringräume in Gas führenden Formationen sind mit gasdichtem Zement zu zementie- 
ren. 

. Verflanschungen, Übergänge und Bohrlochkopfausrüstungen müssen API und den 
Druckstufen entsprechen.,Die Testdrücke für Verfianschungen, Rohre und Formationen 
sind dem Bergamt mitzuteilen. 

. Nach Beendigung der Arbeiten ist dem Bergamt ein Schlussbericht vorzulegen, der Anga- 
ben zu den geol09ischen und hydrogeologischen Verhältnissen,_die Ergebnisse der Un- ' 
tersuchungen und Messungen bezüglich Dichtheit und Homogenität der2ementation und 
Verrohrung, die Bohrprotokolle und die Zementationsdokumentation enthält. Ebenso hat- 
der Bericht eine qualifizierte Beurteilung der Langzeitstabilität (Integrität) der Bohrung in- 
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klusive eines Übewvachungskonzepts für den geplanten Zeitraum des Betriebs zu enthal- 
ten. 

B. Beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis zum Einbringen von Bohrspülungen und Ze-_ 
' menten im2uge des Abteufens der Bohrungen Geiselbullach GT1 und GTZ 

Hiermit wird die wasserrechtliche Erlaubnis für das Einbringen Von Bohr$pülung mit den 

' genehmigten Zusätzen sowie das Einbringen von Zemehten {mit den genehmigten Zusät— 
zen im Rahmen des Abteufens der Bohrungen „Geiselbullach GT1 und GT2“ ins Grund- 

wasser erteilt. . 4 

. Der Erfolg der Zementation sowie der fachgerechte Einbau der Verrohrung sind mittels 

geeigneter Messungen (z. B. Druckprüfungén) und bohrlochgeophysikalischer Untersu- 

' chungen nachzuweisen. Die'Wirksamkeit der eingebauten Dichtstrecken (Homogehität 
' und Dichtheit der Zementation und Verrohrungenlsind zu dokumentieren und im Hinblick 

auf ihre Qualität und Barrierewirkung zu bewerten. ' 

. . Zur Herstellung der Bohrspülungen ist die Verwendung von Oberflächenwasser nicht zu- 
lässig, es darf ausschließlich unbelastetes Grundwasser oder Trinkwasser verwendet 

werden. 4 

. Es dürfen nur Spülungszusätze verwendet werden, welche Vom Bayerischen Landesamt 

für Umwelt auf Unbedenklichkeit geprüft wurden oder die den Anforderungen des DVGW-l 

Merkblatts W 116 oder gleichwertigen Anforderungen entsprechen. 

. Dieängesetzten Zemente müssen in ausgehärtetem Zustand gegenüber Angriffen durch 

”Inhaltsstoffe des Grundwassers (inkl. „Lagerstätten- bzw. Formationswasser") beständig 

sein. Je nach örtlichen Gegebenheiten können die Inhaltsstoffe des Grundwassers variie- 
ren. 

. Bei der Verwendung von Zementprodukten muss in den Antragsunterlagen ein Verweis 
auf die Einhaltung der Normen DIN EN 197-1 (Normalzemente) bzw. DIN EN 197-1 zu- 

züglich DIN 1164 (Zemente mit besonderen Eigenschaften) enthalten sein. Ersatzweise ’ 

kann eineentsprechende bauäufsichtliche Zulassung vorgelegt werden oder auf die Ein- 

haltung der für den Tiefbohrbereich gültigen API Spezifikation 10A(25. Ausgabe) vemie- 

sen werden. Die Zemente und Zubereitungen, die Zement enthalten, müssen chromatarm 

sein, d.h. dass in der nach Wasserzugabe'gebrauchsfertigen Form der Gehalt an wasser- 
lö_slichem Chrom VI maximal 2 mg pro kg Trockenmasse des Zements betragen darf. 

. In dem Fall, dassvom Bayerischen Landesamt für Umwelt noch nicht bewertete Stoffe 

eingesetzt werden sollen, ist die Antragstellerin dazu verpflichtet, das Bergamt Südbayern 

vorher darüber in Kenntnis zu setzen. Angaben zu Art, Menge, Mischungsverhältnissen 
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der eingesetzten Eihzelstoffe sind zur Beurteilung vorzulegen. Die Stoffe dürfen erst nach 

Freigabe durch das Bergamt Südbayern eingesetzt werden. 

. Zur stofflichen Beurteilung durch das Landesamt für Umwelt der zum Einsatz kommenden 

Einzelsttaffe, die. in der Bohrspülung und den Zementen verwendet werden, sind rechtzei- 

tig vorab Angaben zur Art, zur Einsatzkonzentration in der Spülung bzw. in der Zement- 
b‘rühe und zur absoluten Stoffmenge erforderlich. Die Art eines Stoffes definiert sich durch 
den genauen chemischen Namen sowie ggf. die CAS- Nummer. Bei der Einsatzkonzentra- 

tion und der absoluten Stoffmenge genügen überschlägige Angaben (2. B. 10— 20 %). Die 

Stoffe sind entsprechend der Vorlage „Stoffe für Spülung und Zementation“ (siehe Anlage) 

vollständig anzugeben. 

IV .Kosten 

Die Kosten des Verfahrens hat die Antragstellerin zu tragen. _ _ 
Für die Betriebsplanzulassung wird eine Gebühr in Höhe von 7.500,00 € festgesetzt. 

' Für die wasserrechtliche Erlaubnis wird eine Gebühr in Höhe'von 1.500, 00 € festgesetzt. 

Für die Begutachtung durch das Bayerische Landesamts für Umwelt sind Auslagen in Höhe von 

696, 00 € entstanden die von der Antragstellerin zu tragen sind. 

Somit betragen die Gesamtkosten für den Bescheid 9.696,00 €. 

Gründe 

I. Sachverhalt 

1. Projekt und Antrag 

Mit Schreiben vom 18.10.2024 (eingegangen am 04.11.2024) legte die Amperland Thema/wär- 
me GmbH den Hauptbetriebsplan für die „Herrichtung des Bohrplatzes und Durchführung der 
Bohrarbeiten Geiselbullach GT1 und GT2“ dem Bergamt Südbayern zur Zulassung vor.Der _ 
Bohrplatz soll auf dem bereits aSphaltierten Gelände des Gemeinsamen Kommunalunternehmen 
für Abfallwirtschaft Anstalt des öffentlichen Rechts der Landkreise Fürstenfeldbruck und Dachau 

_. errichtet werden. 

Angrenzend an den geplanten Bohrplatzbefindet sich das FFH-Gebiet „Ampertal“. 

Folgende Unterlagen wurden mit dem Antragsschreiben vorgelegt (1 Seite): 

- Antrag vom Oktober 2024 bestehend aus 37 Seiten Text mit folgenden Anlagen: 

o_ Anlage 1: Übersichtslageplan (G.E.O.S.) 

. Anlage 2: Detaillageplan (G.E.O.S.) 

. Anlage 3a: . Bohrlochbild Geiselbullach GT1 (G.E.O.S.) 
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Anlage 3b: 

Anlage 30: 

Anlage 3d: 

Anlage 4a: 

Anlage 4b: 

Anlage 5: 

Anlage 6a: 

Anlage 6b: 

Anlage 60: 

Anlage 6d: 

Anlage 6e: 

Anlage 7a: 

Anlage 7b: 
Anlage 8: 

Anlage 9: 

Anlage 10: 

Anlage 11: 

Anlage 12: 

Anlage 13: * 

Anlage 14: 

Seite -10- 

Bohrlochbild Geiselbullach GT2 (G.E.O.S.) 

Bohrlochbild mit Contingency-Liner GT1 (G.E.O.S.) 

Bohrlochbild mit Contingency-Liner GT2 (G.E.O.S.) 

Geologisches Vorausprofil GT1 (G.E.O.S.) 

Geologisches Vorausprofil GT2 (G.E.O.S.) 

Lageplan „Trinkwasserschutzgebiete“ (G.E.O.S.) 

Bericht zur Errichtung des Bohrplatzes (SH-ING) 

Bohrplatzplanung Übersicht (SH-ING) 

Bohrplatzplanung mit Entwässerung (SH-WG) 

Bohrplatzplanung Längs- und Querschnitt (SH-ING) 

Bohrplatiplanung Querschnitt Bahnstromleitung (SH-ING) ' _ 

Hydrogeologisches Gutachten (Crystal Geotechnik) 

Baugrundgutachten (Crystal Geotechnik) 

Luftbildauswertung (Kampfmittélerkundung) (UXO PRO Consult) 

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (PAN) 

Bericht Festlegung Absetzteufe Standrohrsektion (G.E.O.S.) . , 

Einleitungseinverständnis Pumpversuchswässer (AmperVerband) 

Gutachten AWSV (bap, Lutz) ' 
Schalltechnische Stellungnahme (TÜV Süd) 

Basisseismologisches Gutachten — Geothermieprojekt 
„Geiselbullach“ Kategorisierung und Empfehlungen nach „GRID" 

Die Anlagen 4, 5, 8, 10 und 11 dienten dem Bergamt zur Kenntnis und sind nicht Teil der Zulas- 

süng. 

Mit Schreiben vom 20.01.2025 wurde eine FFH-Verträglichkeitsabschätzüng nach9ereicht, wel- 

che mit Schreiben vom 13.02.2025 überarbeitet wurde. Die finale Version wurde. mit Schreiben 

vom 19.03.2025 eingereicht. 

2. Verfahren 

Das bergrechtliche Verfahren wurde am 12.11.2024 eingeleitet. ' 

Im Verfahren nach 5 54 BBergG wurden beteiligt: 

. Landratsamt Dachau 

. LandratsamtFürstenfeldbruck 

1 

2 

'3. Wassewvirtschafts'amt München 

4 . Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürstenfeldbruck 
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Bayerisches Landesamt für Umwelt ‚ 

. Gemeinde Olching 

5 

6. Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

7 

8 . Gemeinde Bergkirchen 

Das Landratsamt Dachau hat mit Schreiben vom 10.12.2024 eine gemeinsame Stellungnahme 

abgegeben. Die Untere Bauaufsichtsbehörde gab Hinweise zu der bauplanungsrechtlichen Zu- 
lässigkeit des Vorhabens nach 5 35 BauGB. Der Technische Umweltschutz wies auf die einzuhal- 

tende AW Baulärm hin. Weiter könne die Schallemissionen der Bohranlage noch nicht abschlie- 

ßend beurteilt werden. Der Fachbereich Umweltrecht teilte mit, dass sich im Planungsgebiet kei- 

ne Altlastenverdachtsflächen befänden. Weiter sei eine Bauwasserhaltung nach Art. 70 BayWG 

für den Bau’der Bohrkeller erforderlich. Außerdem liege das Gebiet außerhalb von Über- 

schwemmungsgebieten. Die Untere Denkmalschutzbehörde teilte mit, dass keine Erlaubnis gem. 
Art. 7 BayDSchG erforderlich sei. Mit oben genannten Schreiben forderte die Untere Natur- 

schutzbehörde eine FFH-Verträglichkeitsabschätzung.nach. 

Mit Schreiben vom 03.04.2025 teilte die Untere Naturschutzbehörde am Landratsamt Dachaümit, 
dass eine Beeinträchtigung des FFH-Gebiets gemäß der FFH-Verträglichkeitsabschätzung nicht 
zu besorgen sei. Die vorgeschlagenen Auflagen wurden sinngemäß in den Bescheid übernom- 

men. 

Das Landratsamt}Fürstenfeldbruck hat mit Schreiben vom 19.12.2024 eine gemeinsame Stel- 
lungnahme abgegeben. Die Untere Bauaufsichtsbehörde teilte mit, dass nur ein untergeordneter 
Teil der Fläche in ihrer örtlichen Zuständigkeit liege, daher sei das Landratsamt Dachau örtlich 

zuständig. Es wurden keine Einwände vorgebracht. Die Untere Denkmalschutzbehörde teilte mit, 
dass keine Denkmäler im Bereich des Planungsgebiets bekannt seien. Die Untere Naturschutz- 
behörde fordert eine FFH-Verträglichkeitsstudie, da die Auswirkungen auf das FFH-Gebiet'nicht 
abschließend beurteilt werden könnten. Der Fachbereich Abfallrecht teilte mit, dass keine Altlas- 

ten auf dem Planungsgebiet bekannt seien. Der Fachbereich Wasserrecht und das Gesundheits- 
amt haben keine Einwände vorgebracht. 

Mit Schreiben vom 14.05.2025 (eingegangen am 27.05.2025) teilte die Untere Naturschutzbehör- 
de am Landratsamt Fürstenfeldbruck mit, dass eine Beeinträchtigung des FFH-Gebiets nicht er- 
folgen dürfe. Es wurden keine Auflagenvorschläge vorgebracht. 

Das Wassewvirtschaftsamt München führte im Schreiben vom 09.12.2024 aus, dass in der 
unmittelbaren Umgebung keine Trinkwasserschutzgebiete lägen. Weiterhin befinde sich der ge- 
plante Bohrplatz im Überschwemmungsgebiet HQextrem. Die Anlage müsse in einer dem Hoch- 
wasserrisiko angepassten Bauweise errichtet werden. in dem Vorhabengebiet seien keine Altlas- 
ten bekannt. Die Standrohre, seien entgegen des Antrags, auf mindestens 45 m Tiefe einzubrin- 
gen, um die oberen trinkwasserführendeh Schichten abzusichern. 



Bescheid des Ber amtes Südba em Az. 26.3909075-B/H-0181 vom 16.06.2025 — Seite -12- 

Mit Schreiben vom 27.11.2024 legte das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Fürstenfeldbruck dar, dass durch die Arbeiten keine Absenkung des Grundwassers stattfinden 

dürfe. Es wurden keine weiteren Einwände vorgebracht. 

. Das Bayerische Landesamt für Umwelt teilte mit Schreiben vom 18.03.2025 mit, dass durch 
die Lage des Bohrplatzes keine Beeinträchtigungen für die bestehenden Wassergewinnungsan- 

_lagen zu befürchten seien. Weiterhin seien die Spülungs- und Zementationszusätze vor ihrem 

Einsatz durch das LfU zu prüfen. Es wurden entsprechende Auflagenvorschläge vorgebracht, 

welche in dem Bescheid gewürdigt wurden. 

Das Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege teilte mit E-Mail vom 03.12.2024 mit, dass 

kein Erlaubnisverfahren nach Art. 7 BayDSchG notwendig sei. 

Mit Schreiben vom 14.11.2024 teilte die Gemeinde Olching mit, dass der BaustellenVerkehr 

nicht auf dem in nordöstlicher Richtung verlaufenden Marienweg geführt werden dürfe. 

Mit Schreiben vom 11.12.2024 teilte die Gemeinde Bergkirchen mit, dass keine Einwände be— 

stünden. 

. Rechtliche Würdigung 

. Zuständigkeit 

örtlich: 

Örtlich zuständig ist das Bergamt Südbayern gemäß 5 3 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung über 

Organisation und Zuständigkeiten der Bergbehörden (Bergbehörden-Verordnüng — Bergbe- 

hördV) vom 09.11.2013 (GVBI S. 651, BayRS 750-10-W). ' 

sachfich: 

— Betriebsplan 

_ Das Bergamt Südbayern ist sachlich gemäß 5 2 Abs. 1 und 2 der Verordnung über Organisati- 

on und Zuständigkeiten der Bergbehörden (Bergbehörden-Verordnung — BergbehördV) vom 

09.11.2013 (GVBI S. 651, BayRS 750-1-W) für die Zulassung des Betriebsplans zuständig. 

- Wasserrechtliche Erlaubnis 

Das Bergamt Südbayern ist saChlich gemäß 5 19 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 

31.07.2009 (BGBl. I S. 2585)i.V.m. Art. 64 Abs. 1 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) vom 

25.02.2010 (GVBI S. 66, 130; BayRS 753-1-U) bei Gewässerbenutzungen, die — wie im vorlie- 

genden Fall - im Rahmen eines bergrechtlichen Betriebsplans erfolgen, zuständig. 
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2. Betriebsplan-IErläubnispflicht 

Die Herrichtung des Bohrplatzes, sowie das Abteufen der Bohrungen sind betriebsplanpflichtige 

Vorhaben gem. 55 51 und 52 BBergG. ‘ 
Weiterhin handelt es sich bei dem Einbringen von Bohrspülung und Zement um einen Tatbestand 

des 5 9 WHG. Die wasserrechtliche Erlaubnis dafür wurden im Einvernehmen mit dem Landrats- 

amt Dachau erteilt. 

3. Ergebnis der Antragsprüfung 

Die fachbehördliche Prüfung des Antrags hat ergeben, dass der Hauptbetriebeplan unter Aufla- 

gen und zeitlich befristet zu2ulassen ist. Die Zulassungsvoraussetzungen nach _ 

5 55 Abs. 1 BBergG liegen vor, öffentliche Belange stehen dem Vorhaben nicht entgegen, bzw. 

wurde ihnen durch die Auflagen Rechnung getragen. Zur Wahrung der in 5 55 BBergG aufgeführ- 

ten und weiterer öffentlicher Erfordernisse und Belange kann die Betriebsplanzulassung nur unter 

Auflagen erfolgen. Die Beifügung dieser Auflagen stützt sich auf Art. 36 Abs. 1 Bayerisches Ver- 

waltungsverfahrensgesetz (BawVfG) vom 23.12.1976 (BayR8 2010—14). . 

Dazu im Einzelnen: 

3.1. Bauplanungsrecht (@ 35 Abs. _1 BauGB) 

Über die Voraussetzungen des 5 55 BBergG hinaus, müssen gemäß 5 48 BBergG auch andere 
öffentlich-rechtliche Vorschriften bei der Zulassung eine Betriebsplanes eingehalten werden. Bei 

Geothermievorhaben ist somit auch das Bauplanungsrecht zu prüfen. 

Gemäß 5 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB ist ein Vorhaben im Außenbereich — soweit öffentliche Belange 

nicht entgegenstehen und die ausreichende Erschließung gesichert ist — zulässig, wenn es der 

öffentlichen Versorgung mit Elektrizität und Wärme oder einem ortsgebundenen gewerblichen 
(Bergbau-)Betrieb dient. 

Bei einer Geothermieanlage (Bohrplatz mit Bohranlage und den weiteren technischen Einrichtun- 
gen) handelt es sich um ein solches Vorhaben. Die ausreichende Erschließung ist im vorliegen- 
den Fall gesichert. 

Die Ortsgebundenheit des Betriebes ist nach ständiger Rechtsprechung des BVenrvG_nicht schon 

dann gegeben, wenn sich die fragliche Örtlichkeit aus Rentabilitätsgründen anbietet oder auf- 

drängt. Erförderlich ist vielmehr, dass der Betrieb auf die geografische oder geologische Eigenart ' 

der Stelle angewiesen ist, weil er an einem anderen Ort seinen Zweck verfehlen würde. ' 

Die Prüfung der „Ortsgebundenheit“ bei Geothermieanlagen ist daher um eine Verhältnismäßig- 
keitsprüfung anzureichern. Danach kann die „Ortsgebundenheit" nur dann bejaht werden, wenn — 
neben der Raum- bzw. Gebietsgebundenheit des Vorhabens — dem Bergbauunternehmer ein 
Ausweichen auf einen —‘- nach der von ihm im Genehmigungsverfahren vorzulegende Standort- 
analyse ; ebenfalls geeigneten Standort nicht zumutbar ist. Das ist dann anzunehmen, wenn 
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geeignete Standorte aus tatsächlichen (z.B. der Grundstückséigentümer lässt die Errichtung einer 
Geothermieanlage nicht zu) oder rechtlichen (z.B. die Errichtung einer Geothermieanlage ist aus 

naturschutz- oder wasserschutzrechtlichen Vorbehalten nicht zulässig) Gründen nicht zur Verfü- 

gung stehen. 

Das Auffinden von für Geothermieprojekte geeignetem Thermalwasser setzt das Bestehen einer 

bestimmten geologischen Struktur voraus, sodass zwingend eine Standortabhängigkeit gegeben 

ist. Weiterhin sind die technische Realisierbarkeit sowie geografische und ökologische Voraus- 
setzungen ausschlaggebend für die Standortwahl. 

Mit diesen Maßgaben und unter dem Aspekt der möglichen Erreichbarkeit der Thermalwasser 
führenden Schicht auch von anderen, im großen Umkreis liegenden, jedoch vergleichbar geeig- 

neten Bohrstellen, wurde der beantragte Standort näher betrachtet. 

Bedingt durch die geologischen Gegebenheiten und die Grenzen der Seismik lassen sich bei 

Geothermieprojekten die geeigneten Bohrstandorte in der Regel nicht flurstücknummernscharf 

festlegen. Bohrziele sind Störungszonen im Malm sowie die begünstigten Faziestypen, aus de- 

nen sich das in der Tiefe befindliche Wassérreservoir am effektivsten erschließen lässt. Aus der 

Seismik resultiert in der Regel ein Gebiet auf der Erdoberfläche, von dem die Bohrungen mit ho- 

her F4ündigkeitswahrscheinlichkeit‘und geringstem technischen Risiko abgeteuft werden können. 

Innerhalb dieses Gebiets kann es mehrere gleich geeignete Bohrstellen geben, zumal diese auch 

durch unterirdische Ablenkung nicht zwingend senkrecht oberhalb einer geeigneten Stelle im 

Malm liegen müssten. 

Der untertägige Bereich des bergrechtlichen Aufsuchungsfeldes „Geiselbullach" wurde eingehend 

geologisch untersucht. Als Ergebnis der Untersuchungen wurden die Bereiche der Landepunkte 

der Bohrungen festgelegt. 

Nach Eingrenzung der möglichen Bohrlandeziele im Malm, wurden die obertägigen Bereiche 

nach geeigneten Bohrplätzen untersucht. 

Bei der Standortwahl wurde neben dem gewähltenStandort, alternatiVe Standorte in Olching und 

Bergkirchen untersucht. Dabei wurde aufgrund der vorhandene asbhältierten Fläche, der vorhan- 

denen Anbinduhg (Straßen, Energie, Wasser) und dem Immissionsschutz derjetzige8tandort 

ausgewählt. 

Zusammenfassend ist somit,festzu$tellen, dass die Standort- bzw. Gebietsbezogenheit des 

Bohrprojekts i.S.d. @ 35 Abs. 1_Nr. 3 BauGB nachgewiesen ist. Öffentliche Belange stehen dem 

Standort nicht entgegen, die Erschließung ist ausreichend gesichert. 

Das Vorhaben ist damit bauplanungsrechtlich privilegiert. ' 
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3.2. Naturschutz 

3.2.1. Schutzgebiete 

Das Vorhaben befindet sich in der Nähe des FFH-Gebiets „Ampertal". Die FFH— ‘ 

Verträglichkeitsabschätzung ist zu dem Ergebnis gekommen, dass keine Beeinträchtigung des 

FFH-Gebiets zu besorgen sei. 

3.2.2. Artenschutz 

Eine Auslösung des artenschutzrechtlichen Schädigungsverbots nach 

5 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist für den Wanderfa'lken nach aktuellem Kenntnisstand nicht anzu- 

nehmen. Weitere geschützte Arten sind nicht betroffen. 

3.2.3. Eingriffe in Natur und Landschaft, 55 13 und 14 BNatSchG 

Natur 

Für das Vorhaben wird eine bereits asphaltierte Fläche genUtzt. Es kommt zu keiner Neuversie- 

gelung im Rahmen des Vorhabens. Insoweit liegt kein relevanter Eingriff gem. 55 13 und 14 

BNatSchG vor. 

Landschaft 

Das Gebiet weist eine relativ ebene Topographie auf. Landschaftsprägend sind große, zusam- 

menhängende landwirtschaftliche Nutzflächen. Angrenzend sind infrastrukturelle und gewerbliche 
. Strukturen vorhanden. Beiden Bohrarbeiten wird es zu einem markanten Element, sowie weiterer 

flächenhafter Strukturen kommen. Der Bohrplatz befindet sich auf einem bestehenden Betriebs— 

gelände, wodurch vor allem der Bohrturm als markantes Element in Erscheinung treten wird. AI- ' 

lerdingsWerden bestehende Sichtachsen nicht eingeschränkt, da es sich bei dem Bohrturm um 

ein punktuelles Element handelt. Weiterhin handelt es sich um eine temporäre Beeinträchtigung. ‘_ 
Die Erheblichkeitsschwelle (5 13 BNatSchG) wird somit nicht erreicht. 

3.3. , Wasser 

3.3.1. Trinkwasserschutz 

Das nächste Trinkwasserschutzgebiet befindet sich in ca. 1,3 km Entfernung. Nach Aussage des 

WWA München ist eine Verunreinigung des Trinkwassers aufgrund der technischen und organi- 
satorischen Maßnahmen, sowie der Entfernung ausgeschlossen. 

3.3.2. Brauch- und Trinkwasserversorgung und -entsorgung 

Die Versorgung der Bohrungen soll durch das bestehende Netz auf dem Betriebsgelände sicher- 
gestellt werden. Die‘häuslichen Abwässer sollen in die bestehende Kanalisation eingeleitet wer- 
den. Eine grundsätzliche Zustimmung zur Einleitung in die öffentliche Kanalisation wurde dem 
Bergamt vorgelegt. . . 
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3.3.3. Niederschlagswasserentsorgung 

Der Bohrplatz wird so errichtet, dass eine getrennte Entwässerung vom inneren und äußeren 

Bereich erfolgt. Das Niederschlagswasser soll gesammelt über die öffentliche Kanalisation ent- 

‚ sorgt werden. ' 

3.4. Verträglichkeitsprüfung 

Bei der hier gegenständlichen Errichtung des Bohrplatzes und dem Abteufen von Tiefbohrungén 

handelt es sich um ein betriebsplanpflichtiges Vorhaben; das gemäß 5 1 Abs. 10 a) UVP—V Berg- 

bau und 5 7 UVPG einer allgemeinen Vorbrüfung des Einzelfalls bedarf. Die Allgemeine Vorprü- 

’ fung des Einzelfalls ergab, dass keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besor- 

gen sind. Das Ergebnis Wurde am 23.08.2024 im UVP-Verbund-Portal (www.uvp-verbund.de) 

veröffentlicht. 

3.5. Lärm-[Erschütterung 

Die mögliche Lärmbetroffenheit wurde vom TÜV Süd auf der Basis der Anlagenkonzeption ge- 

prüft. Der Bohrbetriebwird durchgängig, auch des Nachts, stattfinden. Für das Gutachten wurden 

die zu erwartendenlmmissionsauswirkungen auf Grundlage von zur Verfügung gestellten Unter- 

lagen des Betreibers durch eine |mmissionsberechnüng für die nächstgelegenen Bereiche mit 

Wohnnutzung ermittelt. In der TA Lärm (Punkt 6.1) sind Immissionsrichtwerte für Immissionsorte 

außerhalb von Gebäuden festgelegt. Die zu ewvartenden lmmissionswerte liegen unterhalb der 

jeweiligen Immissionsrichtwerte an den betroffenen Wohneinheiten. 

_ Durch die Herrichtung des Bohrplatzes und Betrieb der Bohranlage sind keine Erschütterungen in 

der Umgebung zu ewvarten. 

3.6. ‘ Zulässigkeit nach dem Standortauswahlgesetz 

Da das Vorhaben außerhalb der identifiziertenGebiete nach 5 13 Absatz 2 Satz 1 StandAG liegt 
und auch keinen Einfluss auf diese Gebiete hat ist für das og. Vorhaben kein Einvernehmen sei- 

tens des Bundesamts für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) erforderlich. ' 

3.7. Klimaschutzgesetz ' 

Das Vorhaben ist gemäß 5 13 Bundesklimaschutzgesetz (KSG) auf seine Klimaschutzfunktion zu 

prüfen. Gemäß Art. 2 Absatz 5 Bayerisches Klimaschutzgesetz ist der Ausbau erneuerbarer 

Energien im überragenden öffentlichen Interesse. Die Tiefengeothermie dient dem Ausbau der 

Versorgung Bayerns mit erneuerbarer Energie. 

3.8. Wasserrechtliche Erlaubnis 

Das Einbringen von Stoffen in den Untergrund im Zuge des Niederbringens der Bohrungen „Gei- 

selbullach GT1 und GTZ" stellt einen wasserrechtlichen Tatbestand nach 5 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG 
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dar, der gemäß 55 8 und 10 WHG i.V..m. Art. 15 Abs. 1 BayWG einer wasserrechtlichen Erlaubnis 

bedarf. - . 

Nach Prüfung der Unterlagen durch die zuständige Fachstelle des Landesamtes für Umwelt ist 

aus Sicht des versorgenden Grundwasserschutzes nicht zu erwarten, dass beim Abteufender 
Tiefbohrungen eine nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaffenheit zu befürchten ist. 
Nicht allgemein zugelassene Stoffe bedürften vor dem Einsatz jeweils der Nachprüfung durch das ' 

LfU; ein Einsatz ist erst nach deren Freigabe möglich. 

Die beschränkte wasserrechtliche Erlaubnis konnte erteilt werden, da durch die Gewässerbenut- 

zung nach den Gutachten der amtlichen Sachverständigen keine schädliche Veränderung des 

benutzten Gewässers und keine Beeinträchtigung des wohls der Allgemeinheit zu ewvarten sind. 

Versagungsgründe imSinne des 5 12 Abs. 1 WHG konnten nicht festgestellt werden. 

Die Festsetzung der Inhalts- und Nebenbestimmungen, durch die eine ordnungsgemäße, das 
Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigende Gewässerbenutzung sichergestellt ist, einschließ- 

‚ lich des Vorbehalts nachträglicher Inhalts- und Nebenbestimmungen, berühen auf 5 13 WHG. Die 

von den 'amtlichen Sachverständigen vorgeschlagenen Auflagen wurden vollständig oder inhalt- 

lich sinngemäß in diesen Bescheid übernommen. Die Prüfung hat ergeben, dass, unter Berück-' 
sichtigung der Inhalts- und Nebenbestimmungen, Einwirkungen auf das. Gewässer verhindert 

oder zumindest so begrenzt werden können, dass die allgemeinen Sorgfaltspflichten gemäß 

S 5 Abs. 1 WHG eingehalten werden und die materiellen Grundsätze der Gewässerbewirtschaf- 
tung des 5 6 WHG der Erlaubnis nicht entgegenstehen. ' 

Darüber hinaus stehen die Erlaubnisse unter dem gesetzlichen Vorbehalt, dass nachträglich 

Maßnahmen für die Beobachtung der Wasserbenutzung und ihrer Folgen sowie Maßnahmen für 
eine mit Rücksicht auf den Wasserhaushalt gebotene Verwendung des Wassers angeordnet 
werden können. Sie lässt private Rechte Dritter an einer Wassernutzung unberührt. 

Das nach Art. 64 Abs. 1 BayWG erforderliche Einvernehmen für die erlaubnispflichtigen Gewäs— 
serbenutzungen i. s. d. 5 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG (Einbringen/Einleiten von Stoffen) wurde vom Land- 

. ratsamt Dachau mit Schreiben‘vom 03.06.2025 erklärt. - A 

‘4. Kosten 

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 1, 2, 6, 7 und 10 des Kostengesetzes (KG) vom 
20.02.1998 (GVBl. S. 43; BayR3 2013-1-1-F). ' 

Die Höhe der Gebühr ergibt siChfür die Zulassung des Betriebsplans nach der Verordnung über“ 
den Erlass des Kostenverzéichnisses zum Kostengesetz (Kostenverzeichnis -KVz) vom 12.10. 
2001 (GVBl. S. 766, BayRS 2013-1-2—F), aus Lfd. Nr. 5.l.0, Tarifstelle 4.1.4. Der Gebührehrah- 

. men für die Zulassung des Betriebsplans erstreckt sich Von 100 € bis 7.500 €. 
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Die Höhe der Gebühr ergibt sich für die wasserrechtliche Erlaubnis nach der Verordnung über 
.den Erlass des Kostenverzeichnisses zum Kostengesetz (Kostenverzeichnis -KVZ) vom 12.10. 

2001 (GVBl. S. 766, BayRS 2013-1-2-F),' aus Lfd. Nr. 8.IV;O, Tarifstelie 1.1.4.9.2. Der Gebühren; 

rahmen für das Einbringen von Stoffen erstreckt sich von 50 € bis 2.500 €. ' 

Auslagen entstanden für die wassemirtschaftliche Begutachtung. 

Bei der Festsetzung der Gebührenhöhe wurden der Verwaltungsaufwand und die wirtschaftliche 

Bedeutungfür den Antragsteller zu Grunde gelegt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen dieSen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erho- 

ben werden bei dem } 
Bayerischen Venwaltungsgericht München in 80335 München 

Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 

Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher 

E- Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01. 01. 2022 muss der m @ 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätzlich elektro- 

nisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird' m Prozessverfahren vor den Vewvaltungsgerichten infolge der Klageer- 
hebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

Hinweise allgemein: 

- Gemäß Geologiedatengesetz (GeolDG) hat jede nach 5 14 Satz 1 Nr. 1, 2 und 3 GeolDG 
verpflichtete Person, die geologische Untersuchungen (z.B. mittels Seismik, Bohrungen o.ä.) 
durchführt, gem. 5 8 Nr. 1, 2 und 4 GeolDG spätestens zwei Wochen vor Beginn die Arbeiten 
dem Landesamt für Umwelt (LfU) anzuzeigen und die-Nachweisdaten'zum Vorhaben zu 
übermitteln. Spätestens drei Monate nach Abschluss der Untersuchungsarbeiten sind die 
Fachdaten gem. 5 9 GeolDG und spätestens sechs Monate danach die Bewertungsdaten 
gem. 5 10 GeolDG zu übermitteln. ' 
Ein Unternehmen, das einen untertägigen Gewinnungsbetrieb oder einen Gewinnungsbetrieb 
mit brand- oder explosionsgefährdeten Anlagen oder mit Anlagen betreibt, in denen unatem- 
bare oder giftige Gase oder Dämpfe auftreten können, muss zur Wahrnehmung gemeinsamer 
Aufgaben auf dem Gebiet des Grubenrettungs- und Gasschutzwesens Hauptstellen für das 
Grubenrettungswesen bilden und unterhalten oder solchen angeschlossen sein. 

Die Anforderungen an den Bodenschutz gem. DIN 19731, DIN 18915 und DIN 19639 sind zu 
, berücksichtigen. 
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Sollte bei den Arbeiten am Bohrplatz ein Bodendenkmal aufgefunden werden, wird auf die _ 
unverzügliche Meldepflicht gem. Art. 8 Abs'. 1 Bayerisches Denkmalschutzgesetz 
(BayDSchG) hingewiesen. ' 

Für den Bau der Bohrkeller ist ein Antrag auf Bauwasserhaltung gem. Art 70 BayWG erforder- 
lich. 

Für eine Pfahlgründung ist eine wasserrechtliche Erlaubnis zum Einbringen von Stoffen gem. 
55 8 und 10 i.V.m. Art. 15 BayWG erforderlich. 


